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Entschließungsantrag 

der Fraktion DIE GRÜNEN 


zur Großen Anfrage der Abgeordneten Dr. Ehmke (Ettlingen), Stratmann 
und der Fraktion DiE GRÜNEN 
— Drucksachen 10/1092, 10/1407 — 


Verdrängung einheimischer Steinkohie durch die Atomenergie 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag spricht sich gegen den Ausbau der 
Atomenergie aus. Neben schwerwiegenden sicherheitstech- 
nischen, umweltpohtischen und volkswirtschaftlichen Argu- 
menten spricht auch die zunehmende Verdrängung einheimi- 
scher Steinkohle durch die Atomenergie gegen den Bau imd 
die Inbetriebnahme von Atomkraftwerken. 

Die Bundesregierung wird daher aufgefordert, im Rahmen 
ihrer Mögüchkeiten, insbesondere durch die Beteiligung von 
Bundesuntemehmen am Bau von Atomkraftwerken, den Bau 
und die Inbetriebnahme folgender Atomkraftwerke sofort zu 
stoppen: Grundremmingen B imd C, Grohnde, Philippsburg 2, 
Schmehausen, Mülheim-Kärlich, Brokdorf, Kalkar, Isar II, 
Langen 2 und Neckarwestheim 2. 

Alle Planimgen zusätzlicher Kraftwerke sind sofort zu stoppen. 
Außerdem ist jeghche Form staatlicher Förderung für die Atom- 
energie sofort zu beenden. 

Die Notwendigkeit der sofortigen Abschaltung aller Atom- 
anlagen aus sicherheitstechnischen, umweltpohtischen und 
volkswirtschafthchen Erwägungen heraus bleibt davon unbe- 
rührt. 

2. Der Deutsche Bundestag spricht sich für ein gesetzhches Ver- 
bot des Imports von Atomstrom aus. Bestehende Lieferverträge 
bezüghch importierten Atomstroms sind aufzukündigen. 

3. Der Deutsche Bundestag verurteüt die geplante Aktienver- 
schiebimg bei der Ruhrkohle AG zugimsten der VEBA und 
sieht darin einen Versuch des im Konzemverband größten 



Drucksache 10/1501 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Atomkraftwerksbesitzers der Bundesrepublik Deutschland, die 
Position der Steinkohle zugunsten der Atomenergie weiter zu 
untergraben. 

Bonn, den 25. Mai 1984 

Schoppe, Dr. Vollmer und Fraktion 


Begründung 

Die im Glauben an ein nicht endenwollendes Wirtschaftswachs- 
tum aufgestellten Energiebedarfsprognosen, die von einer steti- 
gen Steigerung des Energie- und insbesondere des Stromver- 
brauchs ausgehen, bilden die Orientierung für die Energiepolitik 
der Bundesregierung wie ihrer Vorgänger. In Wirklichkeit 
stagnierte der Stromverbrauch jahrelang und wird auch in 
Zukunft - wenn überhaupt - nur noch geringfügig ansteigen. 
Damit muß nun endgültig von dem Märchen „Kohle und Atom 
sichern unsere Energieversorgung" Abschied genommen werden. 

Bereits heute findet ein Verdrängungswettkampf zwischen Kohle 
und Atomenergie in der Verstromung statt. 

Der Ausbau der Atomenergie wird forciert vorangetrieben. Geht 
es nach den Plänen der Bundesregierung und der Elektrizitäts- 
wirtschaft, so sollen allein bis 1990 Atomkraftwerke mit einer 
Leistung von über 10000 MW an das öffentiiche Netz angeschlos- 
sen werden. Werden diese Pläne durchgesetzt, so hätte der Atom- 
strom unter der Prämisse einer jährlichen Stromverbrauchszu- 
wachsrate von 2 % 1990 bereits einen Anteil von über 40 % an der 
gesamten Verstromung, während für die Steinkohle nur noch 
rund 20 % der Stromproduktion übrigblieben. Ein neues Zechen- 
sterben an Saar und Ruhr mit unvorhersehbaren sozialen und 
regionalpohtischen Konsequenzen wäre die Folge. 

In Anbetracht der Situation auf dem Energiemarkt ist der Bau 
zusätzhcher Atomkraftwerke auch deshalb abzulehnen, weil mit 
jedem neuen Atomkraftwerk unweigerhch mindestens eine Stein- 
kohlezeche geschlossen werden müßte. 

Aus sicherheitspohtischen, umweltpolitischen und volkswirt- 
schaftiichen Überlegungen heraus tritt die Fraktion DIE GRÜNEN 
darüber hinaus für die sofortige Stillegung aller Atomanlagen ein. 

Wird der Ausbau der Atomenergie wie geplant fortgeführt, kann 
der sog. Jahrhundertvertrag keinesfalls erfüllt werden, und die 
Steinkohle würde nahezu vollständig aus der Grund- und der 
Mittellast hinausgedrängt. 

Einer solchen Entwicklung muß nicht nur im Interesse einer größt- 
möghchen Unabhängigkeit der Energieversorgung der Bundes- 
repubhk Deutschland und angesichts der sozialen Folgen eines 
neuen Zechensterbens energisch Einhalt geboten werden. Neben 
verstärkter Energieeinsparung und rationeller Energieverwen- 
dung kommt auch der umweltverträghchen Nutzung der einhei- 
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mischen Steinkohle eine Brückenfunktion zu einer sanften Ener- 
gieversorgimg zu. Der Einsatz von Kohle soll dm-ch Maßnahmen 
zur Energieeinsparung rmd Ausbau regenerativer Energiequellen 
sukzessive zurückgedrängt werden. Die Fraktion DIE GRÜNEN 
bekennt sich zu einer Vorrangpohtik für Energieeinsparimg und 
regenerative Energiequellen. 
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